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gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
über den vom Bundesrat vorgelegten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zu der Konvention vom 14. Mai 
1954 zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten 

— Drucksachen VI/1658, VI/2142 — 


Bericht des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage ver- 
einbar. 

Durch den Gesetzentwurf sollen Sicherungsmaß- 
nahmen zum Schutz von Kulturgut gegen die Gefah- 
ren von Luftangriffen getroffen werden können. Bei 
den Gesetzen auf dem Gebiet des Verteidigungs- 
wesens, einschließlich des auch die Sicherung von 
Kulturgut umfassenden zivilen Bevölkerungsschut- 
zes, ist es üblich geworden, daß sie von den Län- 
dern weitgehend im Auftrag des Bundes durchge- 
führt werden. Diese Regelung führt dazu, daß der 
Bund im Rahmen der Auftragsverwaltung die 
Zweckausgaben für die Sicherung des Kulturguts 


Bonn, den 


gemäß Artikel 104 a Abs. 2 des Grundgesetzes auf- 
bringen soll. 

Zur Durchführung der Sicherungsmaßnahmen sind 
1972 1 500 000 DM erforderlich. Dieser Betrag er- 
höht sich in den folgenden Jahren jeweils um 
500 000 DM bis zu einem Gesamtbetrag von jährlich 
5 000 000 DM. 

Die Ausgaben sind im Rahmen der mittelfristigen 
Finanzpianung bei Einzelplan 36 berücksichtigt. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Innenausschuß vorgeschlagenen Fassung des Ge- 
setzentwurfes. 


I. Juni 1971 


Der Haushaltsausschuß 


Leicht Dr. Riedl (München) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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